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Wohnsitz des bevormundeten Heiminsassen

Sachverhalt

Eine sicher schon x-fach gestellte Frage, welche mir leider immer noch unklar ist:
Kann eine bevormundete Person, welche in einem Heim lebt ihren zivilrechtlichen Wohnsitz, in Absprache mit der VB am Ort des Heimes begründen ?


Falls ja: kann die Vormundschaft dann an diesen neuen Ort übertragen werden ?

(Die Person ist finanziell unabhängig, dh. sie benötigt keine SH)

Erwägungen

1. Der Aufenthalt in einem Heim ist kein Anstaltsaufenthalt und kann deshalb durchaus Wohnsitz begründen
. Das gilt namentlich auch für entmündigte Personen
. 

2. Ist andererseits der Eintritt pflegebedingt und unfreiwillig erfolgt, und entspricht das auf den Eingewiesenen angewandte Betreuungskonzept dem einer Anstalt, vermag der Anstalts- respektive Heimeintritt gemäss Art. 26 ZGB keinen Wohnsitz zu begründen
. Der Aufenthalt einer Person in einer Versorgungsanstalt begründet grundsätzlich selbst dann keinen Wohnsitz, wenn er auf Dauer ausgerichtet ist. Für entmündigte Insassen von Versorgungsanstalten gilt deshalb gemäss Art. 25 Abs. 2 ZGB immer der Sitz der Vormundschaftsbehörde als Wohnort. Es handelt sich dabei aber um eine widerlegbare gesetzliche Vermutung. 


3. Verfügte die entmündigte Person am Ort, an welchem die Entmündigung erfolgt ist und der dadurch zu ihrem Wohnsitz wurde, tatsächlich gar nie über einen Lebensmittelpunkt, oder bestehen zum formalen Wohnsitz keinerlei Anknüpfungspunkte, und sind das Heim und der Sitz der Behörde weit entfernt und eine gehörige Betreuung dadurch massgeblich erschwert, weil die Vormundschaftsbehörde die Tätigkeit des Vormundes weder zu überblicken vermag noch das Befinden des Mündels mit einfachen Mitteln erheben kann, findet sich keine Rechtfertigung für die Aufrechterhaltung dieses Wohnsitzes. 


4. Im Interesse des Mündels müssen sich die für die Betreuungsaufgabe in Frage kommenden Vormundschaftsbehörden hinsichtlich der Zuständigkeit gegenseitig einig werden. Nach vorgängiger Absprache überträgt die abgebende Vormundschaftsbehörde die Vormundschaft an die aufnehmende Vormundschaftsbehörde (am Ort der Anstalt), womit auch der Wohnsitz übergeht (Art. 377 und 421 Ziff. 14 ZGB). Im Streitfall steht die Aufsichtsbeschwerde an die Aufsichtsbehörden oder die staatsrechtliche Klage nach Art. 83 lit. e OG zur Verfügung. Aufsichtsbeschwerde können beide beteiligten Vormundschaftsbehörden an die jeweils zuständige Aufsichtsbehörde der andern führen. Bei Streitigkeiten von Vormundschaftsbehörden verschiedener Kantone müssen sich die Aufsichtsbehörden zu einigen versuchen (Art. 44 Abs. 3 Bundesverfassung).


5. Der Revisionsentwurf zum Vormundschaftsrecht schlägt vor, künftig die Vormundschaft (neu: Beistandschaft) am gewöhnlichen Aufenthaltsort zu führen. Damit wird sich diese Frage künftig einfacher lösen lassen, falls die neue Regel in Kraft gesetzt wird (was noch einige Jahre dauernd dürfte). 


6. Die VBK hat neue Empfehlungen zur Übertragung vormundschaftlicher Massnahmen erlassen. Sie sind publiziert im Heft 6 der ZVW 2002 Seite 205 ff.


7. Die Übertragung der Vormundschaft an den Ort eines Versorgungsheimes wird nach dem Gesagten eine Ausnahme bleiben müssen, es sei denn, es handle sich nicht um eine Versorgungsanstalt, sondern um ein Heim ohne Anstaltscharakter (wie zum Beispiel ein Altersheim). 
Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

Lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 18. März 2003
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